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Soll Wissen nur wirtschaftliches 
Wachstum fördern?
Umdenken: Innovation als sozialer Prozess 

Die Entwicklungen 
zwischen dem 
Sputnik-Schock im 
Oktober 1957 und 
der US-amerikani-
schen Mondlan-
dung im Juli 1969 
stehen stellvertre-
tend für die inter-
nationalen und in-
terkontinentalen 
Technologiewett-
läufe im Rahmen 
der Systemkonkur-
renz nach dem 
Zweiten Weltkrieg. 
Derartige Luft- und 
Raumfahrtpro-
gramme sind ein 
klassisches Bei-
spiel für staatlich 
geförderte Groß-
technikprojekte, 
die mehrheitlich 
einen zweifelhaf-
ten ökonomischen 
und wissenschaft-
lichen Wert auf-
weisen und vor 
 allem als ein poli-
tisches Instrument 
zur Etablierung 
technologischer, 
wirtschaftlicher 
und politischer 
Machtpositionen 
anzusehen sind.

Wissenschaftliche Erkenntnisse sollen sich schnell 
und gewinnbringend in technologische Neue-

rungen umsetzen lassen, so dass Wirtschaft und Ge-
sellschaft gleichermaßen davon profitieren können. 
So lässt sich das vorrangige Ziel der Innovations- und 
Wissenschaftspolitik umschreiben, wie sie beispielswei-
se von der Europäischen Union betrieben wird. Doch 
ist diese lineare Betrachtungsweise überhaupt noch 
zeitgemäß? Zeigen nicht neue Theorien der Ökono-
mie, dass dieses einfache Fortschrittsverständnis zu 
kurz greift? Wie müssen sich die herkömmlichen Poli-
tikmuster verändern, um Innovation als sozialen Pro-
zess zu verstehen? Wie könnte eine Innovationspolitik 
aussehen, die Bildung und Wissenschaft nicht nur als 
Mittel zum ökonomischen Fortschritt instrumentali-
siert? Diese und ähnliche aktuelle Fragen wirft unser 
Forschungsprojekt »Der Beitrag der Neuen Wachs-
tumstheorie zur Koevolution von Wissenskultur und 
technischem Fortschritt« im Forschungskolleg »Wis-
senskultur und gesellschaftlicher Wandel« auf.

Die wichtigsten Ressourcen des sozioökonomischen 
Wandels: Wissen und Humankapital

Die westlichen Industrienationen befi nden sich in ei-
ner gesellschaftlichen Transformation, die nach Mei-
nung vieler Beobachter aus Wissenschaft und Politik 
in sogenannte Wissensgesellschaften mündet. Wich-
tigste Ressourcen dieses sozioökonomischen Wan-
dels sind Wissen und Humankapital. Nur durch sie, 
so lautet die von keiner Seite bestrittene These, kön-
nen technologischer Fortschritt und gesellschaftlicher 

Wohlstand gewährleistet werden. Vor allem die Neue 
Wachstumstheorie hat seit Mitte der 1980er Jahre die 
beiden Kategorien »Wissen« und »Humankapital« als 
die den technischen Fortschritt repräsentierenden Ein-
fl ussgrößen für sich in Anspruch genommen. Als Fak-
toren der Wissensgenerierung sind sie nichts anderes 
als rein funktionalistische Variablen. Ihr Zweck besteht 
einzig darin, durch Wissensakkumulation ein höheres 
Konsumniveau für eine Volkswirtschaft zu erreichen. 
Ausgangspunkt des Wachstumsprozesses ist die private 
Investitionstätigkeit, die Träger und Ursache des tech-
nischen Fortschritts ist.

Dieser Zusammenhang ist keineswegs neu; bereits 
gegen Ende des 19. Jahrhunderts lässt sich beobach-
ten, wie wissenschaftliches Wissen an ökonomischer 
Bedeutung gewinnt und private Forschungs- und Ent-
wicklungsaktivitäten professionell ausgerichtet wer-
den. Als Vorreiter dieser Entwicklung gilt die deutsche 
Chemieindustrie, die nicht nur eigene Forschungsan-
strengungen unternahm, sondern auch wissenschaft-
liche Erkenntnisse systematisch in die eigene Entwick-
lungsarbeit integrierte. / 1 /  

Von der Wissensschafts- zur Innovationspolitik: 
Forschung als »nationales Vermögen«
Obwohl der Staat von jeher in der ein oder ande-

ren Weise in den Forschungsprozess eingriff, war die 
Verbindung von Staat und Wissenschaft lange Zeit 
lose und unbeständig. Erst in den Jahren nach dem 
Zweiten Weltkrieg setzt sich eine institutionelle Ver-
ankerung der Wissenschaftspolitik schrittweise durch: 
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Die wissenschaftliche Wissensproduktion (»policy for 
 science«) wird staatlich gefördert, und gleichzeitig wer-
den wissenschaftliche Erkenntnisse für politische Ziele 
in Anspruch genommen (»policy through science«). / 2 /  

Die strategische Relevanz wissenschaftlicher Er-
kenntnisse für ökonomische, technologische und 
militärische Prozesse drängt immer stärker in das öf-
fentliche und politische Bewusstsein. Wissenschaft 
und technologische Forschung werden schließlich als 
»nationales Vermögen« im wachsenden internationa-
len Wettbewerb angesehen (Systemkonkurrenz). Diese 
Vorstellung wird vor allem durch staatlich geförderte 
Großtechnikprojekte geprägt, welche die scheinbar 
unbegrenzten Möglichkeiten wissenschaftlicher For-
schung unmittelbar verdeutlichen. Zu nennen sind 
hier insbesondere das Manhattan-Projekt, das in den 
Jahren 1942 bis 1945 mit dem Ziel der Entwicklung 
von Atombomben durchgeführt wurde, oder etwas 
später die Luft- und Raumfahrtprogramme. Dieses 
Politikmuster (»science-push«-Ansatz) ist bis in die 
1960er Jahre hinein zu beobachten. / 3 /  Die Wissenschaft 

hält demnach einen Pool technisch-wissenschaftlichen 
Wissens bereit, auf den das ökonomische System un-
eingeschränkt zugreifen kann, um wissenschaftliche 
Ergebnisse in marktfähige Güter und Dienstleistungen 
zu transformieren. 1

Als Ende der 1960er Jahre die strukturellen und 
technologischen Defi zite der europäischen Industrie 
im Vergleich zu den USA offenbar werden und sich 
Anfang der 1970er Jahre die Energiekrise verschärft, 
werden Forderungen lauter, die Wirtschaftspolitik stär-
ker auf technologische Innovation auszurichten. Tech-
nologiepolitik wird nun zum Instrument, um die Wirt-
schaftsstruktur der Volkswirtschaft zu modernisieren 
(»technology-push«-Ansatz). / 4 /  Im Zentrum der euro-
päischen Initiativen steht die Förderung der technolo-
gischen Infrastruktur und der Informationstechnolo-
gien, um die Wettbewerbsfähigkeit der europäischen 
Industrie zu stärken. / 5 /  

Seit Anfang der 1990er Jahre zeichnet sich ein Kurs-
wechsel in der europäischen Forschungs- und Techno-
logiepolitik ab, der sich allerdings eher auf programma-
tische Erklärungen der EU-Kommission beschränkt und 
sich weniger konkret auf die Instrumente der Förderpo-
litik auswirkt. Diese systemorientierte Innovationspoli-
tik beruht auf der Annahme, dass Innovation das Ergeb-
nis komplexer Wechselbeziehungen zwischen Personen, 
Organisationen und ihrem sozialen und institutionellen 
Umfeld ist. Damit sollen vor allem kulturelle und soziale 
Faktoren des Innovationsprozesses und die Komplexität 
von Innovation – verstanden als ein »soziales Phäno-
men« – angemessen berücksichtigt werden. / 6 /  

Transformation der Innovationspolitik?
Ein kurzer Exkurs in die wirtschaftswissenschaftliche 

Diskussion über technischen Fortschritt ist notwendig, 
um den Veränderungsprozess im politischen Diskurs 

besser nachvollziehen zu können. Lange Zeit galt die 
neoklassische Theorie als das vorherrschende Paradig-
ma zur Erklärung des Zusammenhangs zwischen tech-
nischem Fortschritt und wirtschaftlichem Wachstum. 
In der neoklassischen Wachstumstheorie fanden die 
internationalen Technologiewettläufe und steigende 
öffentliche Ausgaben für Forschung und Entwicklung 
in den 1950er und 1960er Jahren eine einfl ussreiche 
wissenschaftliche und gesamtwirtschaftliche Fundie-
rung. In dieser Tradition stehen auch die Ansätze der 
Neuen Wachstumstheorie, die immer noch von einem 
linearen Innovationsverständnis ausgehen. Gleichzeitig 
entstand mit dem Innovationssystem-Ansatz ein Mo-
dell, das sich von dieser einfachen linearen Vorstellung 
löste: Die systemische Innovationsökonomik hinter-
fragt die Methode und theoretische Herangehensweise 
der modernen Wachstumstheorie und damit ihr Erklä-
rungspotenzial daraufhin, wie technischer Fortschritt 
oder Innovation zustande kommen. 2 Durch den enor-
men Zuspruch, den dieser Ansatz in den Wirtschafts-
wissenschaften gefunden hat, muss der ökonomische 

1 Das Linear-sequenzielle Innovationsmodell: Illustration des Li-
near-sequenziellen Innovationsmodells als »science-push«- be-
ziehungsweise »technology-push«-Modell: Der Innovationspro-
zess durchläuft die einzelnen, aufeinanderfolgenden Phasen in 
mechanischer Weise. Der Ausgangspunkt von technologischen 
Innovationen ist dabei das formale Forschungs- und Entwick-
lungssystem (akademische oder angewandte Forschung). Das 
lineare Innovationsmodell hat das wissenschaftliche, wirtschaft-
liche und politische Denken über mehrere Dekaden geprägt.

Auf dem Lissabonner Ratstreffen der Staats- und Regierungs-
chefs im März 2000 hat sich die Europäische Union das 
Ziel gesetzt »die Union zum wettbewerbsfähigsten und dyna-
mischsten wissensbasierten Wirtschaftsraum in der Welt zu 
machen«. In der Lissabon-Strategie werden »Wissen, Innova-
tion und Aufwertung des Humankapitals« als entscheidender 
Hebel identifi ziert, um Wachstum und Beschäftigung in Eu-
ropa zu fördern. Alle politischen Instrumente und relevanten 
Ressorts der EU sollen auf diese Ziele ausgerichtet werden.

DiffusionInnovation
Experimentelle 

bzw. industrielle 

Entwicklung

Angewandte 

Forschung

Grundlagen- 

forschung
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2 Das Systemische Innovationsmodell – Schematische Darstel-
lung des Innovationssystem-Ansatzes, seiner Akteure und Ele-
mente: Der Innovationsprozess ist eingebettet in verschiedene 
Teilsysteme, so dass eine Vielzahl relevanter Akteure und mög-
licher Entstehungskontexte von Innovationen zu berücksich-
tigen sind. Neues Wissen und Innovationen gehen vor allem 
aus dynamischen Lern- und Interaktionsprozessen zwischen 
den Akteuren hervor. Ein derart systemisches Verständnis von 
Innovation erfordert ein grundsätzliches Umdenken in der 
Innovationspolitik. Nicht mehr die reine Technologieförderung, 
sondern die strukturellen und institutionellen Voraussetzungen 
für Innovation, die Funktionsfähigkeit des Systems, werden 
zur zentralen Aufgabe der Politik. 

Mainstream seit den 1990er Jahren deutlich differen-
zierter betrachtet werden und zeichnet sich durch eine 
Koexistenz und ein konstruktives wechselseitiges Ver-
hältnis der beiden Ansätze aus. / 7 /   

Dieser wirtschaftswissenschaftliche Disput prägt 
auch den politischen Diskurs um Wachstum und In-
novation. So hat die Politik auf europäischer Ebene die 
praktische Relevanz der systemischen Innovationsöko-
nomik durchaus erkannt und teilweise in politischen 
Programmen umgesetzt: Als Beispiele für den Para-
digmenwechsel in der Innovationspolitik werden die 
Initiierung von Netzwerken, die den Informationsaus-
tausch zwischen den Akteuren des Innovationssystems 
fördern sollen, und das politische Engagement im Be-
reich der regionalen Clusterpolitik herangezogen. Un-
ter Clustern versteht man die regionale Konzentration 
von Produzenten, Zulieferern, Forschungsinstitutionen 
und Dienstleistern (zum Beispiel Finanzdienstleistern). 
Die räumliche Nähe der beteiligten Organisationen 
fördert Lern- und Interaktionsprozesse, wodurch eine 
höhere Innovationsdynamik und regionale Wettbe-
werbsvorteile erzielt werden. Eine detaillierte Analyse 
der europäischen Innovationspolitik zeigt jedoch, dass 
ein wirklicher Paradigmenwechsel nicht vollzogen 
wird, realpolitisch hat sich bisher wenig verändert. Mit 
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der propagierten Modernisierung der Innovationspo-
litik hat sich das grundlegende Verständnis von tech-
nischem Fortschritt und wirtschaftlicher Entwicklung 
bisher nicht gewandelt, so dass es sich vielmehr um 
ein diskursives Phänomen handelt. 

Unsere Forschungsarbeiten zeigen, dass die Mitar-
beiter der EU-Kommission im Bereich der Forschungs- 
und Innovationspolitik gemeinhin lediglich über ein 
implizites Verständnis von Innovations- und Wachs-
tumsprozessen verfügen, welches insbesondere über 
das weite Netz externer wissenschaftlicher Beratung 
geprägt wird. In derartigen Konsultationsprozessen 
sind es naturgemäß mehrheitsfähige Positionen der 
Wissenschaft, die einen greifbaren Einfl uss haben, so 
dass die Ansätze des ökonomischen Mainstreams das 
innovationsökonomische Denken der politischen Ak-
teure bestimmen. Die europäische Forschungs- und 
Innovationspolitik ist dadurch immer noch – insbeson-
dere auf der politischen Entscheidungsebene – durch 
herkömmliche Politikmuster geprägt, die nicht hinter-
fragt werden und die offensichtlich auf Implikationen 
der modernen Wachstumstheorie beruhen. Dieser Ein-
fl uss zeigt sich beispielsweise bei der staatlichen Förde-
rung von Zukunftsindustrien (Bio- und Nanotechno-
logien) oder prestigeträchtigen Großtechnikprojekten 
(Airbus-Projekt, Satellitennavigations-System Galileo), 
bei der Stärkung der technologischen Wissensbasis und 
der Humanressourcen, die in erster Linie auf ökono-
misch verwertbares, funktionales Wissen abzielt, und 
der Verbesserung der Angebotsbedingungen, um die 
private Investitionstätigkeit in Forschung und Entwick-
lung zu erhöhen.

Greift das Wettbewerbsprinzip 
im Bereich der Bildung zu kurz?
Auch im politischen Diskurs über Bildung und Wis-

senschaft dominieren die an herkömmlichen Wachs-
tumstheorien orientierten Stimmen: So sollen bei-
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um politische Handlungsempfehlungen abzuleiten. Al-
lerdings werden überwiegend Input- und Outputfak-
toren von Innovationsprozessen abgebildet, die einem 
linearen Verständnis entsprechen.

Wege aus der konzeptionellen Enge der politischen 
Debatte führen daher einerseits über eine Weiterent-
wicklung der empirischen Methoden und Instrumente, 

spielsweise Universitäten stärker in den ökonomischen 
Prozess der Wissensgenerierung eingebunden werden 
und sich an den Erfordernissen des Marktes orientie-
ren. Das Wissenschafts- und Bildungssystem werden 
zunehmend ökonomischen Denkweisen unterworfen, 
indem etwa das Wettbewerbsprinzip auf diese Syste-
me ausgedehnt wird, um ihre internationale Konkur-
renzfähigkeit sicherzustellen. Die Innovationspolitik 
bestimmt die Bedingungen der Wissensgenerierung, 
so dass sich der gesellschaftliche Bedarf an Wissen und 
Bildung ausschließlich aus dem Faktor Innovation ab-
leitet. 

Diese Sichtweise verfestigt sich durch das umfassen-
de Indikatoren- und Benchmarksystem, welches die 
EU im Rahmen der Innovationspolitik geschaffen hat. 
Die EU versucht, die Entstehung und Verbreitung von 
Wissen empirisch zu erfassen, um die Marktprozesse 
zu fördern und umzulenken. Dieses politische Instru-
ment erlaubt Aussagen über länderspezifi sche Stärken 
und Schwächen hinsichtlich der Innovationsfähigkeit 
der EU-Mitgliedstaaten und bildet damit eine Basis, 

Treibhütte zur Verarbeitung von Edelmetallen im Werk Frankfurt der Deutschen 
Gold- und Silber-Scheideanstalt: Bereits seit Ende des 19. Jahrhunderts kann in der 
Chemieindustrie eine zunehmende Verwissenschaftlichung der Produktionsmetho-
den beobachtet werden. Systematisch methodisches Wissen gewinnt im Vergleich 
zu handwerklichen Tätigkeiten und Erfahrungswissen immer mehr Bedeutung für 
den wirtschaftlichen Erfolg der Chemieindustrie. Die enge Verbindung zwischen in-
dustrieller und akademischer Forschung ist ein typisches Kennzeichen wissensba-
sierter Industrien.

Das Airbus-Projekt wird häufi g als ein gelungenes Beispiel 
für den Aufbau europäischer Weltmarktführer (»europäischer 
Champions«) herangezogen. Nach einer langwierigen Anlauf-
phase hat sich das Gemeinschaftsunternehmen mittlerweile 
am internationalen Markt etabliert und konnte in den letzten 
Jahren sogar seinen Hauptkonkurrenten, das amerikanische 
Unternehmen Boeing, überfl ügeln. Der wirtschaftliche Erfolg 
von Airbus ist allerdings durch außergewöhnlich hohe öffent-
liche Fördermittel »erkauft« worden; amtliche Angaben und 
inoffi zielle Schätzungen gehen von insgesamt geleisteten 
Beihilfen zwischen 15 Milliarden und weit über 40 Milliarden 
Euro aus. Die EU beruft sich dabei auf wachstumstheoreti-
sche Argumente: Da die Forschungs- und Entwicklungsauf-
wendungen der Flugzeugindustrie deutlich über denen ande-
rer Branchen liegen, seien erhebliche Ausstrahlungseffekte 
(Spillover-Effekte) der technologischen Entwicklung auf an-
dere Wirtschaftsbereiche und positive Auswirkungen auf die 
Humankapitalbildung zu erwarten. 
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trag verschiedener Formen des Wissens zum Innova-
tions erfolg zu entschlüsseln. Bisher werden ausnahms-
los technologische Aspekte des Wissens berücksichtigt. 
Darüber hinaus ist der politische Diskurs dahin gehend 
zu öffnen, dass der Einfl uss- und Wirkungsbereich der 
Wissensgenerierung wesentlich über einen Beitrag zum 
wirtschaftlichen Wachstum hinausgehen. ◆

insbesondere jener zur Erfassung kultureller, sozialer 
und institutioneller Einfl ussfaktoren von Innovation. 
Nur dadurch kann die politische Problemwahrnehmung 
erweitert werden. Wenngleich zahlreiche Anstrengun-
gen von EUROSTAT, dem statistischen Amt der Euro-
päischen Gemeinschaften, und OECD in jüngster Zeit 
unternommen worden sind, die in diese Richtung wei-
sen, fehlt es an entsprechenden Messkonzepten, um die 
Komplexität des Innovationsprozesses auch empirisch 
zu erfassen. Dies wirft die Frage auf, inwieweit derartige 
Faktoren quantitativen Methoden überhaupt zugäng-
lich sind. Andererseits scheint es notwendig, den Begriff 
des Wissens differenzierter zu betrachten, um dessen 
Vielschichtigkeit gerecht zu werden und damit den Bei-
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Das Biotechnologie-Cluster München / Martinsried verfügt über 
eine beachtliche Kapazität wissenschaftlicher Forschungs-
institutionen, welche die regionale Konzentration biotechno-
logischer Unternehmen begünstigt. Wesentlich profi tiert hat 
die Entwicklung der Biotechnologieregion München von dem 
BioRegio-Wettbewerb des heutigen Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung, der zwischen 1996 und 2001 einen 
regelrechten Gründungsboom in der Region auslöste. Die 
damals ebenfalls gegründete BioM AG, die in das Innovations- 
und Gründerzentrum für Biotechnologie (IZB) eingegliedert 
ist, hat sich seither als zentrale Koordinierungsstelle des Clus-
ters etabliert und treibt die Vernetzung zwischen Industrie, 
Forschung, jungen Unternehmen und Finanzgebern voran.
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